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Was sich die schwarz-blaue Regierung im Umgang mit der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt
(AUVA) bisher geleistet hat, ist beachtlich. Aber nach schlecht organisierten Medienscharmützeln
und kleinlicher Selbstdarstellung der Gesundheitsministerin nimmt der Angriff jetzt Gestalt an. Laut
Kronenzeitung liegen Pläne vor, wie die AUVA kaputtgespart werden soll. Das macht den Weg frei
für eine umfassende Privatisierung des Gesundheitswesens in Österreich, auf Kosten der
Versicherten und der ArbeiterInnen im Gesundheitsbereich, für Milliardenprofite der großen
KapitalistInnen. Ein Streik und breiter Widerstand können die Reform aber noch stoppen.

Die AUVA ist die Unfallversicherungsanstalt von 5 Millionen Menschen. Sie ist sowohl für die
Behandlung in spezialisierten Unfallzentren (zum Beispiel das UKH Meidling oder das Lorenz-
Böhler-Spital), die Rehabilitation und die Auszahlung von Unfallrenten verantwortlich. Das ist vor
allem für Arbeitsunfälle entscheidend und die AUVA finanziert sich hauptsächlich aus
Unternehmensbeiträgen.

Unerfüllbare Forderungen und ein umgestoßener Zeitplan

Die Angriffe auf das Gesundheitssystem in Österreich und besonders auf die AUVA standen schon im
Regierungsprogramm. Auf Seite 115 geht es darum, dass der Unfallversicherungsbeitrag der
UnternehmerInnen gekürzt werden soll. Damit sollen die Lohnnebenkosten gesenkt werden. Ein
Nebeneffekt der Affäre ist, dass jetzt offensichtlich wird: Das geht immer auf Kosten der
ArbeiterInnen und Angestellten.

An sich wurde von der AUVA gefordert, innerhalb eines Jahres einen Sparplan über 500 Millionen
Euro vorzulegen. Das ist über ein Drittel des Gesamtbudgets des Versicherungsträgers.
Gesundheitsministerin Beate Hartinger-Klein (ÖVP) erklärte dann, es solle in der Verwaltung
gespart werden. Erfundene superreiche Verwaltungsbonzen wurden für die hohen Lohnnebenkosten
verantwortlich gemacht. Für die Verwaltung gibt die AUVA aber unter 100 Millionen Euro aus. Also
selbst wenn keine einzige Person dort überhaupt bezahlt werden würde, wäre nicht einmal ein
Fünftel des Geforderten eingespart. Die Forderung war von Anfang an undurchführbar und ein
Vorwand, um die AUVA zu zerschlagen.

Eigentlich hätte die Versicherung bis Ende 2018 Zeit gehabt, Einsparvorschläge vorzulegen. Schon
im April zog die Gesundheitsministerin aber die Reißleine und verkündete, bis 31. August müssten
500 Milliarden Euro eingespart werden.

Das Sparpaket der AUVA

Dieser Sparplan ist jetzt über den Betriebsrat durchgesickert. Es wird nicht bei erfundenen
Versicherungsbonzen gespart, sondern Krankenhäuser werden „zusammengelegt“ und Betten
gestrichen. Auch von einer Umwandlung in eine GmbH und teilweisen Verkauf wird gesprochen,
was auch Gehaltskürzungen durch einen neuen Kollektivvertrag für die Angestellten in den Spitälern
bedeuten würde.

Die Gesundheitsministerin behauptet weiterhin, es gäbe eine Standortgarantie, kein Krankenhaus
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würde geschlossen. Das glaubt man ihr aber nicht mal bei der ÖVP-Gewerkschaftsfraktion FCG
(Fraktion Christlicher Gewerkschafter). Es geht konkret um Schließungen in Wien (Lorenz-Böhler-
Spital) und in der Steiermark (UKH Kalwang), außerdem Personalabbau um zwei Drittel in der
Verwaltung. Die Privatisierung von einzelnen Spitälern oder Teilen der AUVA selbst würden, das
zeigen alle internationalen Erfahrungen, die Kosten für die Versicherten explodieren lassen.

Die GewinnerInnen sind, wie bei allen Plänen dieser Regierung, die KapitalistInnen. Und zwar gleich
in doppelter Hinsicht. Die Senkung der UnternehmerInnenbeiträge um mehr als ein Drittel (von 1,3
auf 0,8 Prozent der Lohnsumme) wandert natürlich direkt in ihre Taschen. Aber auch bei einer
möglichen Privatisierung der Krankenhäuser und der Versicherung selbst sind Milliarden zu holen.
Das zeigen die Rekordprofite von Versicherungen auf der einen und Privatspitälern auf der anderen
Seite.

Wird der Betriebsrat streiken?

Vom Betriebsrat kommen jetzt kämpferische Töne. Betriebsratobmann Erik Lenz sagt laut oe24.at,
ein Streik sei jetzt möglich. Auch der ÖVP-Bürgermeister der betroffenen Stadt Kalwang behauptet
gegenüber dem ORF, er könne sich vorstellen, aus Protest die Autobahn zu blockieren. Auf jeden
Fall ist ein Protesttag am 13. August geplant.

Die Situation in den Spitälern war schon vor den geplanten Einsparungen angespannt. In den
meisten Spitälern des KAV (Krankenanstaltenverbund in Wien) und der AUVA sind eigentlich zu
wenige PflegerInnen angestellt. Im Betriebsflugblatt „Herzschlag“ und in der „CARE Revolution“-
Bewegung redeten Angestellte immer wieder Klartext: mit so wenigen Kräften auf den Stationen und
so langen Schichten sei die Arbeit eigentlich gesundheitsgefährdend sowohl für die PatientInnen als
auch für die PflegerInnen.

2016 gingen deshalb Tausende PflegerInnen mit „CARE Revolution“ in Wien mehrmals auf die
Straße. 30 % mehr Personal, 30 % mehr Lohn und demokratische Kontrolle über die
gewerkschaftlichen Verhandlungen wurden damals gefordert. Der ArbeiterInnenstandpunkt war an
der Organisation der Proteste und an dem Betriebsflugblatt Herzschlag zum damaligen Zeitpunkt
führend beteiligt.

Schon damals war es möglich, in Ansätzen einen gemeinsamen Kampf aller Betroffenen – ÄrztInnen,
PflegerInnen und PatientInnen – für bessere Bedingungen zu organisieren. Jetzt wo eine riesige
Verschlechterung für alle Beteiligten im Raum steht, ist das noch notwendiger als vor zwei Jahren.
Eine breite Bewegung gegen Angriffe auf das Gesundheitssystem und für bessere
Arbeitsbedingungen kann die Pläne noch zurückschlagen. Wir schlagen vor, dass sich alle
Betroffenen um folgende Forderungen organisieren:

Keine Einsparungen, keine Privatisierungen im Gesundheitsbereich! Abschaffung der
Zwei-Klassen-Medizin! Stattdessen bessere Versorgung für alle, finanziert durch eine
Besteuerung der Reichen und KapitalistInnen!
Mehr Lohn und mehr Personal in den öffentlichen, privaten und kirchlichen
Krankenhäusern! Ausverhandlung der tatsächlichen Personalaufstockungen durch
gewählte Strukturen von den Stationen ausgehend!
Kontrolle über den Verhandlungsprozess für die ArbeiterInnen:
Betriebsversammlungen und Betriebsrätekonferenzen für alle Krankenhäuser und
Versicherungsanstalten jetzt! Abstimmung der Strategie mit Stimmrecht für alle
ArbeiterInnen! Öffentliche Verhandlungen, keine geheimen Absprachen mit den
Landesregierungen, dem Gesundheitsministerium oder den



Krankenhausverwaltungen!

Diese Bewegung muss von denen angeführt werden, die im Krankenhaus die meisten Leute stellen
und schon in der Vergangenheit gekämpft haben: den PflegerInnen und dem technisch-
medizinischen Personal. Die Gewerkschaften, vor allem YOUNION, aber auch VIDA und PROGE, die
in der „CARE Revolution“-Bewegung unsichtbar geblieben sind, müssen jetzt alle Ressourcen
aufbringen, um den Protest und den Streik zu organisieren. Die Gewerkschaft steht unter Druck und
ist selbst auch von den Angriffen bedroht. Jetzt kann man sie in den Betrieben, auf den
Protestversammlungen und im Betriebsrat nach links drücken. Das ist die Aufgabe aller KollegInnen
innerhalb und außerhalb der Gewerkschaft, die nicht für die Zerstörung der Krankenversicherungen
verantwortlich sein wollen.

Auch die SPÖ, die die Situation im KAV in Wien zu verantworten hat, muss jetzt den Kopf aus dem
Sand ziehen, und echte Verantwortung übernehmen. Sie soll beweisen was für eine Opposition sie
tatsächlich gegenüber dieser Regierung ist. Dazu müssen wir Taten statt nur schöne Worte im
Parlament einfordern, d. h. sie soll die Forderungen nach besseren Arbeitsbedingungen unterstützen
und Proteste organisieren.

Der Angriff auf das Gesundheitssystem kann nicht für sich alleine betrachtet werden. Diese
Regierung greift alles an, was für uns ArbeiterInnen, Arbeitslose und Jugendliche wichtig ist. Eine
Forderung der KapitalistInnen nach der anderen wird durchgesetzt. Und je mehr sie erreichen,
desto dreister werden sie. 12-Stunden-Tag, Kürzung der Mindestsicherung und rassistische Hetze:
Das ist aus demselben Holz geschnitzt wie das Kaputtsparen und Privatisieren unserer Gesundheit.
Die Kämpfe dagegen müssen so eng verbunden sein, dass kein Blatt Papier zwischen uns Betroffene
passt.


